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4. Die Unterabteilung Abrüstungs- und Entkolonialisierungsfragen der Hauptabteilung 
Generalversammlung und Konferenzmanagement und die Unterabteilung Konventionelle 
Waffen der Hauptabteilung Abrüstungsfragen dienten der Arbeitsgruppe als Sekretariat. 

5. Die 1. (Organisations-) Sitzung der Arbeitsgruppe wurde durch den Untergeneralsek-
retär für Abrüstungsfragen, Nobuyasu Abe, eröffnet, der die Wahl des Vorsitzenden der Ar-
beitsgruppe durchführte. 
 
 

 B. Zusammensetzung des Vorstands 
 
 

6. Auf ihrer 1. Sitzung am 3. Februar 2004 wählte die Arbeitsgruppe durch Akklama-
tion die folgenden Amtsträger: 

Vorsitzender: 
 Anton Thalmann (Schweiz) 

Stellvertretende Vorsitzende: 
 Marc Pecsteen de Buytswerve (Belgien) 
 Lucia Maria Maierá (Brasilien) 
 Li Song (China) 
 Detlev Wolter (Deutschland) 
 Sanjiv Ranjan (Indien) 
 Shutaro Omura (Japan) 
 José Nicolás Rivas (Kolumbien) 
 Rosita Šorytė (Litauen) 
 Lotfi Bouchaara (Marokko) 
 Andrea García Guerra (Mexiko) 
 Tamara Rastovac (Serbien und Montenegro) 
 Sylvester Rowe (Sierra Leone) 
 Ncumisa Notutela (Südafrika) 
 Oleh Pavlyshyn (Ukraine) 
 
 

 C. Annahme der Tagesordnung 
 
 

7. Auf derselben Sitzung am 3. Februar nahm die Arbeitsgruppe die in Dokument 
A/AC.270/2004/L.1 enthaltene vorläufige Tagesordnung für ihre Organisationstagung an, 
wie folgt: 

 1. Eröffnung der Sitzung durch den Untergeneralsekretär für Abrüstungsfragen 

 2. Wahl des Vorsitzenden 

 3. Wahl der übrigen Mitglieder des Vorstands 

 4. Annahme der Tagesordnung 

 5. Zeitplan für die Arbeitstagungen 

 6. Sonstige Fragen 
 
 

 D. Termine der Arbeitstagungen 
 
 

8. Auf derselben Sitzung beschloss die Arbeitsgruppe, ihre erste Arbeitstagung vom 
14. bis 25. Juni 2004, ihre zweite Arbeitstagung vom 31. Januar bis 11. Februar 2005 und 
ihre dritte Arbeitstagung vom 6. bis 17. Juni 2005 abzuhalten. 
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 III. Erste Arbeitstagung 
 
 

9. Die Arbeitsgruppe hielt während ihrer ersten Arbeitstagung 18 Sitzungen (2. bis 19.) 
ab. Auf ihrer 2. Sitzung am 14. Juni 2004 gab der Untergeneralsekretär für Abrüstungsfra-
gen eine Erklärung ab.  

10. Auf derselben Sitzung nahm die Arbeitsgruppe das vorläufige Arbeitsprogramm und 
die vorläufige Tagesordnung für die Tagung an, die in den Dokumenten 
A/AC.270/2004/CRP.1 beziehungsweise A/AC.270/2004/CRP.2 enthalten sind. Die Ar-
beitsgruppe kam überein, ihre Arbeit in mehrere Phasen zu unterteilen: eine Generaldebat-
te, Erklärungen zwischenstaatlicher Organisationen und von Vertretern der Zivilgesell-
schaft, eine thematische Debatte über die drei Elemente der Rückverfolgung – Kennzeich-
nung, Führen von Aufzeichnungen und internationale Zusammenarbeit – und sonstige Fra-
gen. Außerdem erstellte und verteilte der Vorsitzende ein „Non-Paper“, um die Arbeits-
gruppe bei ihren Erörterungen zu unterstützen.  

11. Fünf Sitzungen (2. bis 6.) wurden der Generaldebatte gewidmet. Es wurden Erklä-
rungen von den Vertretern der folgenden Länder abgegeben: Irland (im Namen der Europä-
ischen Union), Peru, Südafrika, Kanada, Vereinigte Staaten von Amerika, China, Japan, 
Belarus, Marokko, Australien, Nigeria (im Namen der Gruppe der afrikanischen Staaten), 
Brasilien, Indonesien, Neuseeland, Venezuela, Norwegen, Ägypten, Kolumbien, Schweiz, 
Russische Föderation, Philippinen, Ruanda, Algerien, Trinidad und Tobago, Demokrati-
sche Volksrepublik Korea, Chile, Guatemala, Argentinien, Republik Korea, Serbien und 
Montenegro, Kuba, Costa Rica, Nigeria, Iran (Islamische Re
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16. Auf ihrer 18. Sitzung am 24. Juni 2004 beschloss die Arbeitsgruppe, ihre für 
31. Januar bis 11. Februar 2005 vorgesehene zweite Arbeitstagung vom 24. Januar bis 
4. Februar 2005 abzuhalten.  
 
 

 IV. Zweite Arbeitstagung 
 
 

17. Auf ihrer 20. Sitzung am 24. Januar nahm die Arbeitsgruppe die vorläufige Tages-
ordnung und das vorläufige Arbeitsprogramm für ihre zweite Arbeitstagung an, die in den 
Dokumenten A/AC.270/2005/L.1 beziehungsweise A/AC.270/2005/CRP.1 enthalten sind. 
Der Vorsitzende legte einen Textentwurf vor, der auf den von den Delegationen während 
der ersten Tagung der Arbeitsgruppe erbrachten Beiträgen beruhte und im Dezember 2004 
vor der Tagung an die Delegationen verteilt worden war.  
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Guatemala, Ecuador, Malaysia, Indonesien, Kuba, Senegal, Indien, Ägypten, Nigeria, Lu-
xemburg (im Namen der Europäischen Union), Bolivien, Spanien, Vereinigte Staaten von 
Amerika, Jamaika, Australien, Kenia, Pakistan, Japan, Simbabwe, Marokko, Republik Ko-
rea, China, Algerien, Türkei, Ghana, Russische Föderation, Kanada und Israel. 

25. Auf der 58. Sitzung behandelte die Arbeitsgruppe die Kompromissvorschläge des 
Vorsitzenden und alle noch offenen Absätze und Fragen. Die Gruppe behandelte außerdem 
den in Dokument A/AC.270/2005/CRP.3 enthaltenen Entwurf ihres Berichts.  
 
 

 VI. Empfehlungen 
 
 

26. Im Einklang mit ihrem in Resolution 58/241 der Generalversammlung enthaltenen 
Mandat handelte die Arbeitsgruppe in insgesamt 58 Sitzungen ein internationales Rechts-
instrument zur Ermöglichung der rechtzeitigen und zuverlässigen Identifikation und Rück-
verfolgung illegaler Kleinwaffen und leichter Waffen durch die Staaten aus. Die Arbeits-
gruppe konnte Konsens über den Entwurf eines internationalen Rechtsinstruments von po-
litischem Charakter erzielen und empfiehlt daher der Generalversammlung, den im Anhang 
dieses Berichts enthaltenen Entwurf des Rechtsinstruments auf ihrer sechzigsten Tagung 
anzunehmen. 

27. Die Arbeitsgruppe empfiehlt, die Frage der Munition für Kleinwaffen und leichte 
Waffen auf umfassende Weise als Teil eines gesonderten Prozesses im Rahmen der Verein-
ten Nationen zu behandeln. 

28. Die Arbeitsgruppe empfiehlt, die Frage der Anwendbarkeit von Bestimmungen des 
Entwurfs des Rechtsinstruments auf die Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Natio-
nen im Rahmen der Vereinten Nationen weiter zu prüfen. 
 
 

 VII. Annahme des Berichts der Offenen Arbeitsgruppe 
 
 

29. Auf ihrer 58. Sitzung am 17. Juni nahm die Arbeitsgruppe ihren Bericht an die Gene-
ralversammlung auf ihrer sechzigsten Tagung im Konsens an. 
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Anhang 
 

Internationales Rechtsinstrument zur Ermöglichung der 
rechtzeitigen und zuverlässigen Identifikation und Rückver-
folgung illegaler Kleinwaffen und leichter Waffen durch die 
Staaten 
 
 

  Präambel 
 
 

 Die Staaten, 

 feststellend, dass sie in dem Aktionsprogramm der Vereinten Nationen zur Verhü-
tung, Bekämpfung und Beseitigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten 
Waffen unter allen Aspekten1 die Rückverfolgung illegaler Kleinwaffen und leichter Waf-
fen als einen wichtigen Mechanismus für nationale, regionale und/oder internationale Be-
mühungen zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung illegaler Kleinwaffen und leichter 
Waffen bezeichnet und sich dazu verpflichtet 
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 überzeugt von der Notwendigkeit eines wirksamen internationalen Rechtsinstru-
ments zur Ermöglichung der rechtzeitigen und zuverlässigen Identifikation und Rückver-
folgung illegaler Kleinwaffen und leichter Waffen durch die Staaten,  

 betonend, dass alle Aspekte im Zusammenhang mit illegalen Kleinwaffen und leich-
ten Waffen auf koordinierte und umfassende Weise behandelt werden sollen, 

 sowie betonend, dass dringend internationale Zusammenarbeit und Hilfe, gegebenen-
falls auch finanzielle und technische Hilfe, geleistet werden muss, um die Bemühungen zur 
wirksamen Durchführung dieses Rechtsinstruments zu unterstützen und zu erleichtern,  

 haben von nun an Folgendes vereinbart:  
 
 

 I. Allgemeine Bestimmungen 
 
 

1. Zweck dieses Rechtsinstruments ist es, den Staaten zu ermöglichen, illegale Klein-
waffen und leichte Waffen rechtzeitig und zuverlässig zu identifizieren und zurückzuver-
folgen. 

2. Zweck dieses Rechtsinstruments ist es außerdem, die internationale Zusammenarbeit 
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und nach Möglichkeit das Einfuhrjahr identifizierbar sind und die zuständigen Behörden 
des betreffenden Landes die Kleinwaffe oder leichte Waffe zurückverfolgen können, und 
eine eindeutige Kennzeichnung verlangen, falls die Kleinwaffe oder leichte Waffe noch 
keine derartige Kennzeichnung aufweist. Im Fall vorübergehender Einfuhren von Klein-
waffen und leichten Waffen für nachweislich rechtmäßige Zwecke oder der dauerhaften 
Einfuhr von Museumsobjekten brauchen diese Vorschriften nicht angewendet zu werden; 

 c) sicherstellen, dass eine Kleinwaffe oder leichte Waffe, die nicht auf eine Weise 
gekennzeichnet ist, die eine Rückverfolgung ermöglicht, zu dem Zeitpunkt, zu dem sie aus 
staatlichen Beständen zur ständigen zivilen Verwendung weitergegeben wird, eine geeigne-
te Kennzeichnung trägt, sodass das Land, aus dessen Beständen die Kleinwaffe oder leich-
te Waffe weitergegeben wird, identifizierbar ist;  

 d) alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass alle Klein-
waffen und leichten Waffen, die sich zum Zeitpunkt der Annahme dieses Rechtsinstru-
ments im Besitz der staatlichen Streitkräfte oder Sicherheitskräfte befinden und zu deren 
eigener Verwendung bestimmt sind, ordnungsgemäß gekennzeichnet sind. Die Kennzeich-
nung dieser Kleinwaffen und leichten Waffen muss nicht notwendigerweise die Anforde-
rungen des Absatzes 8 Buchstabe a erfüllen; 

 e) den Herstellern von Kleinwaffen und leichten Waffen nahe legen, Maßnahmen 
gegen die Entfernung oder Abänderung von Kennzeichnungen zu entwickeln.  

9. Die Staaten werden sicherstellen, dass alle in ihrem Hoheitsgebiet aufgefundenen il-
legalen Kleinwaffen und leichten Waffen eindeutig gekennzeichnet und registriert oder 
schnellstmöglich vernichtet werden. Bis zu ihrer Kennzeichnung und Registrierung gemäß 
Abschnitt IV beziehungsweise ihrer Vernichtung werden diese Kleinwaffen und leichten 
Waffen sicher gelagert. 

10. Die Staaten werden sicherstellen, dass jede Kleinwaffe oder leichte Waffe stets die 
nach Absatz 8 Buchstabe a vorgeschriebene eindeutige Kennzeichnung erhält. Im Einklang 
mit Absatz 7 soll die eindeutige Kennzeichnung an einem wesentlichen Teil oder Bauteil 
der Waffe, wie dem Rahmen oder Verschlussgehäuse, angebracht werden, dessen Vernich-
tung die Waffe auf Dauer unbrauchbar machen 
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 a) Informationen zur Beschreibung des illegalen Charakters der Kleinwaffe oder 
leichten Waffe, einschließlich dessen rechtlicher Begründung und, soweit möglich, der 
Umstände, unter denen die Kleinwaffe oder leichte Waffe aufgefunden wurde;  

 b) Kennzeichnungen, Typ, Kaliber und nach Möglichkeit sonstige sachdienliche 
Informationen;  

 c) den beabsichtigten Gebrauch der Informationen, um die ersucht wird. 
 

  Beantwortung von Ersuchen um Rückverfolgung 
 

18. Die Staaten werden Ersuchen anderer Staaten um Rückverfolgung rasch, rechtzeitig 
und zuverlässig beantworten. 

19. Staaten, die ein Ersuchen um Rückverfolgung erhalten, werden den Empfang des Er-
suchens innerhalb einer angemessenen Frist bestätigen.  

20. Bei der Beantwortung eines Ersuchens um Rückverfolgung wird der ersuchte Staat 
vorbehaltlich des Absatzes 22 alle von dem ersuchenden Staat angeforderten verfügbaren 
Informationen bereitstellen, die der Rückverfolgung illegaler Kleinwaffen und leichter 
Waffen dienlich sind. 





 

 A/60/88


